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Europa: Dschihadisten nutzen Sozialsysteme aus 
Soeren Kern1 am 31. August 2017 auf https://de.gatestoneinstitute.org/  

� Während er Geld von den Schweizer Steuerzahlern nimmt, fordert Abu Ramadan, ein bekannter Salafist, die 
Einführung des Schariarechts in der Schweiz, und drängt Muslime dazu, Integration in die Schweizer Gesell-
schaft zu vermeiden. Zudem sagte er, dass Muslime, die in der Schweiz Verbrechen verübten, nicht nach 
Schweizer Gesetzen gerichtet werden dürften. 

� "Dieser Skandal ist so riesig, dass es schwer zu glauben ist. Imamen, die Hass auf Christen und Juden predi-
gen und die Verkommenheit des Westens kritisieren, wird Asyl gewährt und sie leben komfortabel als 
Flüchtlinge mit Sozialleistungen. All dies mit der Komplizenschaft feiger und inkompetenter Behörden, die 
den untätigen und naiven Assistenten des Asyl- und Sozialsystems einen Freifahrtsschein geben", sagt der 
Schweizer Bundesrat Adrian Amstutz. 

� Die Behörden in der schwedischen Stadt Lund schreckt das nicht: Sie haben ein Pilotprojekt gestartet, das 
darauf zielt, aus Syrien zurückkehrende schwedische Dschihadisten mit Wohnungen, Jobs, Bildung und an-
derer finanzieller Unterstützung zu versorgen - dem schwedischen Steuerzahler sei Dank. 

Ein libyscher Imam, der Allah dazu aufgerufen hat, alle 
Nichtmuslime zu "zerstören", hat von der Schweizer 
Regierung Sozialleistungen in Höhe von 600.000 
Schweizer Franken erhalten. Das berichtet die Schwei-
zer Rundfunkanstalt SRF2. 

Abu Ramadan kam 1998 in die Schweiz und erhielt 
2004 Asyl, nachdem er behauptet hatte, er werde von 
der libyschen Regierung wegen seiner Verbindung zur 
Muslimbruderschaft verfolgt. Seither hat Ramadan laut 
dem SRF die genannte Summe an Sozialleistungen kas-
siert. 

Obwohl Ramadan seit fast 20 Jahren in der Schweiz lebt, spricht er kaum Deutsch oder Französisch und hatte nie 
einen festen Job. Bald wird der 64-Jährige berechtigt sein, vom Schweizer Staat Rente zu beziehen. 

Während er Geld von den Schweizer Steuerzahlern nimmt, fordert Ramadan, der ein bekannter Salafist ist, die 
Einführung des Schariarechts in der Schweiz und drängt Muslime dazu, Integration in die Schweizer Gesellschaft 
zu vermeiden. Zudem sagte er, dass Muslime, die in der Schweiz Verbrechen verüben, nicht nach Schweizer Ge-
setzen gerichtet werden dürften. In einer Predigt, die Ramadan kürzlich in einer Moschee in der Nähe von Bern 
hielt, sagte er: "Oh, Allah, ich bitte dich, die Feinde unserer Religion zu zerstören; zerstöre die Juden, die Chris-
ten, die Hindus, die Russen und die Schiiten. Gott, ich bitte dich, sie alle zu zerstören und den Islam zu seiner al-
ten Herrlichkeit zurückzuführen." 

Sein Widerstand gegen die Integration von Muslimen mache Ramadan gefährlich, sagt Saïda Keller-Messahli3, ei-
ne Schweizerisch-tunesische Menschenrechtsaktivistin: "Das ist jemand, der nicht direkt zum Dschihad aufruft, 
aber den mentalen Nährboden dafür legt." 

Bundesrat Adrian Amstutz4 macht den Schweizer Multikulturalismus für die Situation verantwortlich: "Dieser 
Skandal ist so riesig, dass es schwer zu glauben ist. Imamen, die Hass auf Christen und Juden predigen und die 
Verkommenheit des Westens kritisieren, wird Asyl gewährt und sie leben komfortabel als Flüchtlinge mit Sozial-
leistungen. All dies mit der Komplizenschaft feiger und inkompetenter Behörden, die den untätigen und naiven 
Assistenten des Asyl- und Sozialsystems einen Freifahrtsschein geben." 

Beat Feurer5, ein Stadtrat in Biel, wo Ramadan seit 20 Jahren lebt, ruft die Schweizer Behörden dazu auf, eine Un-
tersuchung einzuleiten: "Ich persönlich bin der Meinung, dass solche Leute hier nichts zu suchen haben. Man soll-
te sie ausweisen."  

Der Skandal um Ramadan wiederholt sich in Ländern überall in Europa, wo möglicherweise Tausende von ge-
walttätigen und gewaltfreien Dschihadisten Sozialleistungen benutzen, um ihre Aktivitäten zu finanzieren. Eine 
Anleitung6 für Dschihadisten im Westen - "Wie man im Westen überlebt" -, den der Islamische Staat 2015 he-
rausgab, rät: "Wenn du von der Regierung weitere Leistungen einfordern kannst, dann tu das." 

                                                           
1 Englischer Originaltext: Europe: Jihadists Exploit Welfare Benefits - Übersetzung: Stefan Frank 
2 https://www.srf.ch/news/schweiz/abu-ramadan-hassprediger-lebt-auf-staatskosten - siehe oben Screenshot der SRF-Sendung 
3 https://www.srf.ch/news/schweiz/abu-ramadan-hassprediger-lebt-auf-staatskosten  
4 http://www.udc.ch/actualites/editoriaux/un-precheur-de-haine-finance-par-largent-des-contribuables-a-bienne-quest-ce-quon-attend-pour-reagir/  
5 https://www.srf.ch/news/schweiz/abu-ramadan-hassprediger-lebt-auf-staatskosten  
6 https://pjmedia.com/blog/why-isis-advises-western-jihadists-to-carry-nerf-guns-and-condoms/  
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In Österreich7 kassierten mehr als ein Dutzend Dschihadisten Sozialleistungen, um ihre Reisen nach Syrien zu fi-
nanzieren. Unter denen, die deshalb verhaftet wurden, war auch Mirsad Omerovic, 32, ein extremistischer islami-
scher Prediger, von dem die Polizei sagt, dass er mehrere Hunderttausend Euro für den Krieg in Syrien einge-
sammelt habe. Als Vater von sechs Kindern, der allein vom österreichischen Wohlfahrtsstaat lebt, profitierte O-
merovic auch noch von zusätzlichen Zahlungen (Väterkarenz). 

In Belgien waren viele der Dschihadisten, die für die Anschläge von Brüssel und Paris verantwortlich waren, bei 
denen 2015 und 2016 162 Menschen getötet wurden, Empfänger von Sozialleistungen; sie kassierten mehr als 
50.000 Euro, die sie dazu benutzten, um ihre Terroraktivitäten zu finanzieren. Fred Cauderlier, ein Sprecher des 
belgischen Ministerpräsidenten, verteidigte8 die Zahlungen: "Dies ist eine Demokratie. Wir haben keine Mittel, zu 
prüfen, wofür die Leute ihre Sozialhilfe ausgeben." 

Allein in Flämisch-Brabant und Brüssel erhielten Dutzende von Dschihadisten, die in Syrien gekämpft haben, laut 
dem Justizministerium9 mindestens 123.898 Euro an unrechtmäßigen Leistungen. 

Schon früher hatte die flämische Tageszeitung De Standaard10 berichtet, dass 29 Dschihadisten aus Antwerpen 
und Vilvoorde weiterhin Sozialleistungen in Höhe von jeweils tausend Euro pro Monat erhielten, selbst nachdem 
sie nach Syrien und in den Irak gereist waren, um für den Islamischen Staat zu kämpfen. Antwerpens Bürgermeis-
ter Bart de Wever sagte: "Es wäre ungerecht, wenn diese Leute von Sozialprogrammen profitieren und beispiels-
weise ihr Arbeitslosengeld dazu benutzen, um ihren Kampf in Syrien zu finanzieren." 

Im Februar 2017 hatte die nationale belgische Arbeitslosenagentur RVA11 gemeldet, dass 16 Dschihadisten, die 
nach Belgien zurückgekehrt waren, nachdem sie in Syrien gekämpft hatten, Arbeitslosenunterstützung erhalten. 
RVA-Sprecher Wouter Langeraert sagte: "Wir leben in einem Verfassungsstaat. Nicht jeder aus Syrien zurückge-
kehrte Krieger ist im Gefängnis. Einige erfüllen alle Kriterien: Sie sind nicht im Gefängnis, sie haben sich wieder 
in ihrer Kommune registrieren lassen und sie sind auf der Jobsuche usw." 

In Großbritannien  finanzierten12 die Steuerzahler Khuram Butt, den Drahtzieher des Terroranschlags von der 
London Bridge und dem Borough Market, bei dem acht Menschen ermordet und 48 weitere verletzt wurden. 

Salman Abedi13, der Selbstmordbomber von Manchester, nutzte seine vom Steuerzahler finanzierten Studenten-
kredite und andere Leistungen, um seinen Terrorplan zu finanzieren. Abedi erhielt von der vom Steuerzahler fi-
nanzierten Student Loans Company mindestens 7.000 Pfund (8.000 Euro), nachdem er im Oktober 2015 ein Stu-
dium der Betriebswirtschaft an der Salford University begonnen hatte. Mutmaßlich soll er im Studienjahr 2016 
weitere 7.000 Pfund erhalten haben, obwohl er das Studium da bereits abgebrochen hatte. Man nimmt an, dass 
Abedi auch Wohngeld und Stütze in Höhe von 250 Pfund (275 Euro) pro Woche erhalten hat. 

David Videcette, ein Kommissar der Londoner Polizei, der an den Ermittlungen zu den Londoner Terroranschlä-
gen von 2005 beteiligt war, sagt über das System der Studentenkredite: "Es ist für Terroristen einfach, ihre Aktivi-
täten auf Kosten der Steuerzahler zu finanzieren. Alles was man zu tun braucht, ist, sich an einer Universität ein-
zuschreiben, das war's. Oft haben sie gar nicht die Absicht, jemals dort zu erscheinen." 

Professor Anthony Glees, Direktor des Buckingham University's Centre for Security and Intelligence Studies, 
sagt: "Das britische System stellt dschihadistischen Studenten die Gelder bereit, ohne sie einer Überprüfung zu 
unterziehen. Das muss Gegenstand einer Untersuchung werden." 

Unterdessen verwendete Shahan Choudhury14, ein 30-jähriger Dschihadist mit Herkunft aus Bangladesch, der in 
einem britischen Gefängnis radikalisiert wurde, Sozialleistungen dazu, um sich mit seiner gesamten engeren Fa-
milie, darunter drei kleine Kinder, dem Islamischen Staat anzuschließen. Die Familie verschwand übernacht und 
ließ nach Angaben der Vermieterin ihre gesamte Habe in ihrem Apartment im Osten London zurück. 

2015 kam heraus, dass drei Schwestern15 aus Bradford, die nach Syrien ausgereist waren, weiterhin Sozialleistun-
gen bezogen. Khadija, 30, Zohra, 33 und die 34 Jahre alte Sugra Dawood, die zusammen mit ihren insgesamt neun 
Kindern nach Syrien gereist waren, benutzten Stütze und Kindergeld, um ihren Trip zu bezahlen. 

Und erst kürzlich enthüllte eine parlamentarische Anfrage16, dass der Islamist Anjem Choudary, der eine Haftstra-
fe von fünfeinhalb Jahren absitzt, weil er zur Unterstützung des Islamischen Staates aufgerufen hatte, für seinen 
                                                           
7 http://www.oe24.at/oesterreich/chronik/Austro-Jihadisten-kassierten-Sozialhilfe/167065672  
8 https://www.wsj.com/articles/terrorist-suspects-in-europe-got-welfare-benefits-while-plotting-attacks-1470350251  
9
 http://www.tijd.be/politiek-economie/belgie-algemeen/Een-op-de-zeven-teruggekeerde-Syriestrijders-krijgt-uitkering/9861768?ckc=1&ts=1504053635  

10 http://www.france24.com/en/20130819-belgian-jihadists-syria-stripped-welfare-payments-assad-antwerp  
11

 http://www.tijd.be/politiek-economie/belgie-algemeen/Een-op-de-zeven-teruggekeerde-Syriestrijders-krijgt-uitkering/9861768?ckc=1&ts=1504053635  
12 http://www.telegraph.co.uk/news/2017/06/08/london-bridge-terror-ringleader-funded-benefits-mentor-ordered/  
13 http://www.telegraph.co.uk/news/2017/05/26/exclusive-manchester-suicide-bomber-used-student-loan-benefits/  
14 https://www.thetimes.co.uk/article/housing-benefit-funds-familys-dash-to-isis-mbkv2k559  
15 http://www.dailymail.co.uk/news/article-3133197/Three-sisters-fled-join-Isis-nine-children-used-benefits-cash-fund-trip-paid-hundreds-month-taxpayers.html  
16 http://www.dailymail.co.uk/news/article-4720236/Hate-preacher-Anjem-Choudary-claims-140-000-legal-aid.html  
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fruchtlosen Versuch, das Urteil anzufechten, mehr als 140.000 Pfund (150.000 Euro) an vom Steuerzahler finan-
zierter Rechtshilfe erhalten hat. Diese Summe wird noch steigen, da seine Anwälte weiterhin Berufung einlegen. 
Der Vater von fünf Kindern hat zudem mehr als 500.000 Pfund (550.000 Euro) an Sozialleistungen erhalten, die 
er selbst als "Unterstützung für Dschihadsuchende" bezeichnet. 

Choudary glaubt, Muslime hätten ein Recht auf Sozialleistungen, da diese eine Form der jizya darstellten, eine 
Steuer, die Nichtmuslimen in von Muslimen regierten Ländern auferlegt wird, als Erinnerung daran, dass Nicht-
muslime den Muslimen allzeit unterstellt und ihnen zum Dienst verpflichtet seien. 

 

Anjem Choudary, ein britischer Islamist, der eine Haftstrafe verbüßt, weil er zur Unterstützung des Islamischen Staates aufgerufen hatte, 
glaubt, Muslime hätten ein Recht auf Sozialleistungen, da diese eine Form der jizya darstellten, eine Steuer, die Nichtmuslimen in von Mus-
limen regierten Ländern auferlegt wird, als Erinnerung daran, dass Nichtmuslime den Muslimen allzeit unterstellt und ihnen zum Dienst ver-
pflichtet seien. Er hatte 500.000 Pfund (550.000 Euro) an Sozialleistungen erhalten, die er als "Unterstützung für Dschihadsuchende" be-
zeichnete. (Foto: Oli Scarff/Getty Images) 

Wie britische Medien berichten17, strich Choudary vor seiner Inhaftierung mehr als 25.000 Pfund (27.500 Euro) an 
Sozialleistungen ein. Neben anderen Leistungen bekam er jährlich 15.600 Pfund Wohngeld, damit er weiterhin in 
einem 320.000 Pfund (355.000 Euro) teuren Haus in Leytonstone, Ost-London, wohnen konnte. Dazu erhielt er 
1.820 Pfund kommunale Unterstützung, 5.200 Pfund Sozialhilfe und 3.120 Pfund Kindergeld. Da seine Sozialleis-
tungen nicht versteuert wurden, belief sich sein Einkommen auf das Äquivalent eines Jahresgehalts von 32.500 
Pfund (45.000 Euro). Zum Vergleich: Das Durchschnittsgehalt eines vollzeitbeschäftigten Briten betrug 2016 
28.200 Pfund (31.000 Euro).18 

In Dänemark berichtet der Inlandsgeheimdienst PET19, dass Dschihadisten, die zu krank zum Arbeiten waren, 
doch gesund genug, um für den Islamischen Staat zu kämpfen, Krankengeld und Frührenten vom dänischen Staat 
erhalten haben. Schon zuvor hatte ein Dokument20 des Arbeitsministeriums enthüllt, dass mehr als 30 dänische 
Dschihadisten weiterhin Sozialleistungen erhalten - die sich auf inzwischen 672.000 Dänische Kronen (80.000 
Euro) summieren -, selbst nachdem sie sich dem Islamischen Staat in Syrien angeschlossen haben. 

Arbeitsminister Troels Lund Poulsen21 sagte: "Es ist völlig inakzeptabel und eine Schande. Das muss gestoppt 
werden. Wenn einer nach Syrien reist, um am Dschihad teilzunehmen, ein IS-Krieger zu werden, dann sollte er 
selbstverständlich keinerlei Anspruch auf Zahlungen der dänischen Regierung haben." 

                                                           
17 https://www.gatestoneinstitute.org/3605/uk-unemployment-jihad  
18 Weitere Beispiele, wie Dschihadisten den Sozialstaat in Großbritannien missbrauchen, siehe https://www.gatestoneinstitute.org/3605/uk-
unemployment-jihad  
19 https://www.b.dk/nationalt/is-krigere-paa-dansk-foertidspension-og-sygedagpenge  
20 http://ekstrabladet.dk/nyheder/samfund/36-danske-syrienskrigere-knaldet-draeber-paa-kontanthjaelp/6462575  
21 http://ekstrabladet.dk/nyheder/samfund/36-danske-syrienskrigere-knaldet-draeber-paa-kontanthjaelp/6462575  
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In Frankreich  hat die Regierung die Sozialleistungen von rund 300 Personen gestrichen, die als Dschihadisten 
identifiziert worden waren. Frankreich ist mit mehr als 900 ausgereisten Dschihadisten der größte Exporteur von 
Auslandskämpfern in den Irak und nach Syrien. 

In Deutschland benutzte Anis Amri22, der 23 Jahre alte Tunesier, der den tödlichen Anschlag auf den Berliner 
Weihnachtsmarkt verübte, zahlreiche Identitäten, um auf illegale Weise Sozialleistungen zu erschleichen. Offen-
bar wussten die deutschen Behörden von diesem Betrug, versäumten es aber, zu handeln. 

Unterdessen erhielt ein in Wolfsburg lebender Dschihadist23, der mit seiner Ehefrau und seinen zwei kleinen Kin-
der nach Syrien ausgereist war, von Deutschland noch ein Jahr lang Sozialleistungen, die sich auf Zehntausende 
von Euro belaufen. Die örtlichen Behörden24 sagen, die deutschen Datenschutzgesetze machten es ihnen unmög-
lich, zu erfahren, dass die Familien das Land verlassen hatte. 

Wie sich herausgestellt25 hat, haben 20 % der in Syrien und dem Irak kämpfenden aus Deutschland stammenden 
Dschihadisten weiterhin Sozialleistungen erhalten; auch können sie nach ihrer Rückkehr wieder Sozialleistungen 
beziehen. Der bayerische Innenminister Joachim Herrmann26 sagt: "Deutsche Steuergelder dürfen niemals direkt 
oder indirekt islamistischen Terror finanzieren. Die Leistungen an solche Terror-Schmarotzer gehören sofort un-
terbunden. Nichts arbeiten und auf Kosten des deutschen Staates Terror verbreiten, das ist nicht nur brandgefähr-
lich, das ist auch übelste Provokation und Schande." 

In den Niederlanden hat die Regierung27 die Zahlung von Sozialleistungen an Dutzende von Dschihadisten ge-
stoppt, nachdem ein niederländischer Kämpfer namens Khalid Abdurahman in einem YouTube-Video mit fünf 
abgetrennten Köpfen aufgetreten war. Der ursprünglich aus dem Irak stammende Abdurahman hatte in den Nie-
derlanden über ein Jahrzehnt lang von der Stütze gelebt, bevor er sich dem Islamischen Staat in Syrien ange-
schlossen hatte. Die niederländischen Sozialdienste hatten ihn für arbeitsunfähig erklärt, die Steuerzahler zahlten 
ihm Medikamente gegen Klaustrophobie und Schizophrenie. 

Das Gesetz zur Beendigung der Zahlung von Sozialleistungen an Dschihadisten gilt nicht für Studentendarlehen: 
Wie der stellvertretende Ministerpräsident Lodewijk Asscher28 sagte, wäre ein solches Verbot kontraproduktiv, da 
es den Dschihadisten die Reintegration erschwere. 

In Spanien hat Saib Lachhab, ein 41-jähriger marokkanischer Dschihadist mit Wohnsitz in der baskischen Stadt 
Vitoria, 9.000 Euro an Sozialleistungen29 angehäuft, um seinen Plan zu finanzieren, sich dem Islamischen Staat in 
Syrien anzuschließen. Jeden Monat erhält er 625 Euro von der Zentralregierung und 250 Euro von der baskischen. 
Zusätzlich bekommt er 900 Euro Arbeitslosengeld pro Monat. 

Samir Mahdjoub, ein 44-jähriger Dschihadist aus der baskischen Stadt Bilbao, bekam monatlich 650 Euro an 
Stütze und 250 Euro Wohngeld. Redouan Bensbih, ein 26-jähriger marokkanischer Dschihadist mit Wohnsitz in 
der baskischen Stadt Barakaldo, erhielt Sozialleistungen in Höhe von 836 Euro pro Monat, selbst nachdem er in 
Syrien auf dem Schlachtfeld getötet worden war. Die Polizei im Baskenland verhaftete fünf Muslime, die die Zah-
lungen in Empfang genommen und sie nach Marokko weitergeleitet hatten. Nach Angaben der baskischen Behör-
den seien die Zahlungen weitergelaufen, da sie nicht über den Tod des Mannes informiert worden seien. 

Ahmed Bourguerba, ein in Bilbao lebender 31-jähriger algerischer Dschihadist, erhielt 625 Euro pro Monat an 
Sozialhilfe und 250 Euro Wohngeld, ehe er wegen terroristischer Aktivitäten ins Gefängnis wanderte. Mehdi Ka-
cem, ein 26-jähriger marokkanischer Dschihadist mit Wohnsitz in der baskischen Stadt San Sebastian, kassierte 
monatlich 800 Euro an Sozialleistungen, bevor er wegen der Mitgliedschaft im Islamischen Staat verhaftet wurde. 

Zuvor war ein in der baskischen Hauptstadt Vitoria residierendes Paar aus Pakistan beschuldigt worden, Doku-
mente gefälscht zu haben, um so Sozialleistungen für zehn fiktive Personen zu erschleichen. Insgesamt hat das 
Paar die baskische Regierung nach Polizeiangaben im Laufe von drei Jahren um über 395.000 Euro betrogen. 

In Schweden kommt ein von der Nationalen Militärakademie vorgestellter Bericht30 zu dem Ergebnis, dass 300 
schwedische Bürger auch dann noch Sozialleistungen erhielten, als sie das Land bereits verlassen hatten, um für 
den Islamischen Staat in Syrien und dem Irak zu kämpfen. In den meisten Fällen benutzten die Dschihadisten 
Freunde und Verwandte, um den Papierkram zu erledigen und die Illusion zu schaffen, sie seien immer noch in 
Schweden. 

                                                           
22 http://www.france24.com/en/20150318-france-cut-welfare-benefits-jihadists-cazeneuve  
23 https://www.welt.de/politik/article165450291/Familie-kaempft-fuer-den-IS-und-erhaelt-weiter-Sozialleistungen.html  
24 http://www.braunschweiger-zeitung.de/wolfsburg/article210875187/Familie-beim-IS-Dem-Datenschutz-wird-Vorrang-gegeben.html  
25 http://www.bild.de/politik/inland/isis/so-gefaehrlich-sind-sie-fuer-die-bundesrepublik-38135994.bild.html  
26 http://www.bild.de/politik/inland/hartz-4/keine-stuetze-fuer-isis-kaempfer-38122908.bild.html  
27 https://www.volkskrant.nl/binnenland/uitkeringen-tientallen-nederlandse-jihadstrijders-stopgezet~a3673844/  
28 https://nos.nl/artikel/2047090-jihadisten-raken-uitkering-sneller-kwijt.html  
29 https://www.elconfidencial.com/espana/pais-vasco/2017-02-19/yihadismo-detenidos-radicalizacion-ayudas-publicas_1334511/  
30 https://www.svt.se/nyheter/inrikes/allt-svarare-att-forutse-terrorresor  
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Der muslimische Konvertit Michael Skråmo etwa erhielt mehr als 5.000 Schwedische Kronen (4.000 Euro) an So-
zialleistungen, nachdem er mit seiner Frau und seinen vier Kindern nach Syrien ausgereist war. Erst ein Jahr, 
nachdem Skråmo Göteborg verlassen hatte, wurden die Zahlungen eingestellt. 

Magnus Ranstorp31, einer der Autoren des Berichts, sagt, diese Zahlungen offenbarten die Schwäche der schwedi-
schen Kontrollmechanismen: "Michael Skråmo war schon seit einiger Zeit einer der bekanntesten IS-Sympathi-
santen gewesen. Die Polizei sollte dazu in der Lage sein, irgendwie Alarm zu schlagen und alle Behörden zu in-
formieren, wenn jemand dorthin gereist ist." 

Unterdessen hat Schwedens staatliche Beschäftigungsagentur Arbetsformedlingen ein Pilotprogramm32 beendet, 
das Einwanderern bei der Suche nach Beschäftigung helfen sollte - nachdem bekannt geworden war, dass musli-
mische Angestellte der Agentur Dschihadisten rekrutiert hatten. Mitglieder des Islamischen Staats sollen Ange-
stellte der Agentur bestochen - und in einigen Fällen bedroht - haben, um auf diese Weise zu versuchen, Kämpfer 
aus Schweden zu rekrutieren. 

Die Behörden in der schwedischen Stadt Lund schreckt das nicht: Sie haben ein Pilotprojekt gestartet33, das darauf 
zielt, aus Syrien zurückkehrende schwedische Dschihadisten mit Wohnungen, Jobs, Bildung und anderer finan-
zieller Unterstützung zu versorgen - dem schwedischen Steuerzahler sei Dank. 

Soeren Kern ist ein Senior Fellow des New Yorker Gatestone Institute.  

 

 

 

                                                           
31 https://www.thelocal.se/20161119/sweden-paid-isis-fighter-600-a-month-in-benefits  
32 http://www.expressen.se/nyheter/etableringslotsarna-kan-ha-rekryterat-till-is/  
33 http://sverigesradio.se/sida/artikel.aspx?programid=1637&artikel=6541870  


